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Eine Anzahl von Vorkommnissen der letzten heiden Jahre
richteten das Augenmerk der Welt auf Goa; dabei stand zwei­

fellos die Rückwirkung dieser Geschehnisse in keinem Verhâltnis

zur Ausdehnung der in Frage stehenden Gebiete und zu ihrem

wirtschaftlichen Wert. Der anmassende Anspruch der Indischen

Union, Goa zu befreien oder - was dasselbe ist - Goa ihrem

eigenen Gebiet und unter ihre Oberhoheit einzugliedern, ist von

der gleichen Art wie viele andere Geschehnisse im Vorfeld des

letzten Krieges und in der ungefestigten Zeit, die auf ihn folgte.
Gewaltsame oder durch gestellte Volksabstimmungen gedeckte
Annexionen, Gebietsstreitigkeiten und Zwist mit Waffengewalt,
Grenzverletzungen, Organisierung fünfter Kolonnen und politisch
zweckbestimmter Terrorakte, absichtliche Umsiedlung und apo­

kalyptische Fluchten von Bevõlkerungsmassen, Missachtung der
elementaren Rechte von Menschen und Nationen, all das steht

tâglich in der Zeitung, sodass das Empfinden der Võlker eigent­
lich abgestumpft sein müsste. Und merkwürdigerweise geht dieser

ganze Aufruhr und Umsturz der Verhâltnisse, der einen Kriegszu­
stand darstellt, vor sich in einem Schwall von Friedensaufrufen,

Organisationen für den Frieden und Erklãrungen friedlicher und
freundschaftlicher Absichten! Wo solche Aufrufe aufrichtig
gemeint sind, scheint es sich um einen verzweifelten Kampf der
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Menschheit zu handeln, inmitten von Ruinen etwas zu retten, was

man der rein materiellen Starke entzogen wissen mõchte, nâmlich
den Geist und eine seiner Schõpfungen : das Recht. Goa verrnag
Neugierde und Mitgefühl nur deshalb zu erwecken, weil es

politisch und rechtlich durch ein Gesamt von Urnstânden und
Besonderheiten zu einem geradezu einzigartigen Fall wird.
In grossen Zügen werde ich mich bemühen sie aufzuzeigen.

I.

Was man in Portugal den «Staat Indien» nennt, ist eme

Gesamtheit von verstreuten Gebieten, davon einige mit unmit­
telbarem Zugang zum Meer, andere Enklaven der Indischen
Union, mit einer Cesarntflãche von 4.000 Quadratkilometern und
einer Bevõlkerung von nur 600.000 Einwohnern. Diese Gebiete
bilden verwaltungsmâssig eine Provinz, die sich aus den drei
Distrikten Goa, Damão und Diu zusammensetzt. Da die Haupt­
stadt und der bedeutendste Distrikt den Namen Goa tragen, wird
oft auch das Ganze so genannt, sodass in der Abkürzung Goa
der Portugiesische Staat Indien isto

Um die gestückelte Gestalt Goas zu verstehen, das über
mehr als 600 Kilometer an der Westküste des indischen Subkonti-'
nents verstreut liegt, muss man auf die Ursprünge zurückgehen
und sich die politische Lage der Halbinsel Hindustan zu Beginn
des 16. Jahrhunderts vor Augen halten.

Im Jahre 1498 entdeckten die portugiesischen Seefahrer den
Meerweg nach Indien um das Kap der Guten Hoffnung herum.
Anhand der zeitgenõssischen Dokumente kann man Ieststellen,
dass ein dreifaches Ziel die Portugiesen nach dem Orient führte,
ein wirtschaftliches, politisches und religiõses, wobei letzteres
eng mit dem politischen Ziel verbunden war. So wurde der
Handel des Orients mit Europa umgeleitet, der über Suez und
durch das Mittelmeer lief, eine neue Strasse durch den Atlantik
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gezogen und Lissabon zur Handelsem pore gemacht. Diese

Tatsache musste zum Niedergang der italienischen Republiken
führen und die türkische Macht mindern. Andererseits betrach­

teten die Portugiesen jener Epoche die Schwâchung der türkischen

Macht, indem sie den Rückhalt im Roten Meer und im Indischen

Ozéan unsicher machten und so den auf Europa ausgeübten Druck

erleichterten, wirksamer als den frontalen Widerstand, der lange
Jahre hindurch die Strategie der abendlândischen Mâchte aus­

machte. Schliesslich war das «Christenmachen», die Missionie­

rung der Volker und die Austragung der Botschaft Christi wie

ein Imperativ der portugiesischen Nation, der in den von den

Kõnigen ausgehenden Befehlen treulich niedergelegt war. Wenn

man zum Beispiel die Briefe von Afonso de Albuquerque
(1507-1515) und von D. João de Castro (1538-1548) liest, die

in ihrer Natürlichkeit lebendiger sprechen als die Zeugnisse der

Geschichtsschreiber, wird man ergriffen von der Weite der poli­
tischen Konzeptionen, von der Kühnheit und gleichzeitig vom

Realismus der Plane und von jenem heiligen Eifer, dem ganzen
Orient Glauben, Bildung und Seele des Abendlandes zu bringen.
1m Grund genommen erweist sich das Unternehmen mehr ideali­

stisch als auf Nutzen bedacht: das Handelsmonopol, solange es

gehalten werden konnte, war nur die unentbehrliche Quelle der

Mittel, urn den beiden anderen Zwecken zu dienen.
Die Eroberung neuer Lander, die U nterwerfung neuer

Võlkerschaften standen nicht in der Absicht der Portugiesen.
Gewiss wurde die Frage mehr als einmal im Kronrat aufgeworfen
und dabei widerstreitende Meinungen vorgebracht; aber die

Generallinie der Indienpolitik erfuhr in dieser Hinsicht keine

wesentliche Aenderung. Versteht sich, dass für die angeführten
Zwecke nichts weiter nõtig war, aIs einige strategische Punkte an

Land zu besetzen zur Stützung der Flotten, die auf den Meeren
wachten und die Sicherheit der neuen Handelswege verbürgten.
Ebenso versteht sich, das diese Landbasen im allgemeinen von

den kleinen ortlichen Kõnigen überlassen wurden im Tausch

gegen geleistete Dienste.
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Im Streufeld der Oberhoheiten feudaler Art, die Hindustan
wie die Beeren einer Traube unter sich aufteilten, waren di�
Rivalitiiten und Kâmpfe unter den kleinen Kõnigen, die FamilierÍ­
streitigkeiten um die Thronfolge an der Tagesordnung. Gerade
in Goa war der Portugiese der Bundesgenosse des Hindus gegen
den Mauren, dessen Herrschaft und Autoritãtsmissbrâuche auf
dem Leben der nach Befreiung von seinem Joch strebenden
Bevõlkerung lasteten. In den mit den õrtlichen Souverãnan ausge­
handelten Vertrâgen begnügte sich Portugal mit der Erlaubnis
zur Errichtung von Festungen und den zu ihrer Verteidigung
nõtigen Celândestreifen, mit der dem Brauch der Zeit entsprech­
enden Anerkennung der Oberhoheit des Kônigs von Portugal
durch Zahlung eines symbolischen Tributes und mit der Freiheit
für die Missionare, den Glauben zu predigen. Die Gegengabe
war die Freundschaft des Kõnigs von Portugal, das heisst die
Sicherheit der Meere und Hafen und die Handelsfreiheit, welche
seine Geschwader verbürgten. Es gab keine Eingriffe in das
Leben der Einwohner und ihre õrtlichen Einrichtungen: sie
blieben die gleichen, nur der natürlichen Entwicklung unter­

worfen und selbstverstãndlich beeinflusst durch die Anwesenheit
des christlichen und sozial weiter fortgeschrittenen Abendlandes
in jenen Landen.

Das damalige Portugiesische Reich des Orients war also.
ein võllig einzig dastehendes Reich: ein Seereich, das aufhôren
musste, wenn konkurrierende Nationen sich des Handels bemãch­

tigten und die Seemacht geschwâcht würde, die ihn kanalisierte
und verteidigte. Man kann sagen, dass es zu Ende ging, aIs diese
beiden Faktoren Portugal nicht mehr aIs Vormacht gehõrten.
Dennoch schlug Portugal, der Pionier der Entdeckungen und
Trager einer Zivilisation, auf viele Arten Wurzel in den Landem
des Orie�ts - von Indien bis in den malaiischen Raum, nach
China und Japan, ohne die Stütze einer ausgedehnten Territo­
rialherrschaft.

Und so erhebt sich die Frage, wieso das Reich des Orients
verloren ging und Goa trotzdem portugiesisch blieb.
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II.

ln den kleinen Lânderstreifen oder Enklaven, die Vorfeld
und Hinterland der Festungen und Handelshâfen bildeten, lebten
die Eingeborenen weiter mit ihren Brãuchen, Beamten, ja eigenen
Behõrden, Doch mischten sich unter sie eine beachtliche Zahl
von aus Europa gekommenen Hândlern, Soldaten, Arbeitern und
Meistern für Bau und Schiffsbau, Beamten verschiedener Art,
Vertretern religiõser Orden und zahlreiche Missionare, von denen
die einen durchreisten, viele andere aber blieben und sich nie­
derliessen. Die «Heiratspolitik» von Afonso de Albuquerque, die
darauf ausging, Menschen ans Land zu binden durch stândige
Interessen und die Gründung einer legitimen Familie, schuf mit
der Zeit eine Bevõlkerung, in der sich das portugiesische Blut
reichlich mit dem õrtlicher Elemente vermischte. Gleichzeitig
trugen die christliche Umgebung, die abendlândische Kultur, die
Einführung anderer Sitten, Cebrãuche und Einrichtungen, die
Ausbreitung der Sprache und die politischen Verbindungen mit
einem hochangesehenen Land Europas dazu bei, eine Bevõlkerung
zu bilden und zu verwurzeln, die sich von den ethnischen Gruppen
Hindustans vollstandig unterschied.

Merkwürdigerweise schicken sich die Gegner der rassischen
Unterscheidungen bisweilen an, die Menschen, aus denen sich
der gesamte Bevõlkerungskomplex Goa zusammensetzt, nach
Hautfarbe, Sprache, Kleidung oder Religion zu zâhlen. Dort sind
die einen Christen, andere Hindus oder Mohammedaner. Was
es jedoch in Portugiesisch Indien hauptsachlich zu beobachten
gilt, ist die Mentalitât, die Lebensauffassungen, das geistige
Klima Kein Reisender mit einiger Erfahrung kann sich beim
Uebergang aus der Indischen Union nach Goa dem Eindruck
entziehen, in ein vollstandig verschiedenes Land zu kommen, wo

man europãisch denkt, fiihlt und handelt. Vielleicht besteht keine
geographische oder Wirtschaftsgrenze, aber unzweifelhaft eine
menschliche Grenze: Goa ist die Verpflanzung des Abendlandes
auf orientalischen Boden, die Verkõrperung PortugaIs in Indien.
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Der betonte Augenschein und das Vorherrschen dieser Tat­

sachen hatten seit langem wichtige Folgen in politischer und,
rechtlicher Hinsicht. Seit dem 16. Jahrhundert .wurde in Erlassen,
Kõniglichen Sendschreiben und Instruktionen angeordnet, nicht
Mühe noch Geld zu sparen, um die verschiedenen Võlkerschaften
- und zwar besonders in Indien - einzubeziehen in die portu­
giesische Gemeinde. Schon 1505 empfahl D. Manuel bei Festle­

gung der Crundlagen.für die portugiesische Verwaltung in Indien:
«Die Christen, wo immer solche vorhanden sind, empfehlen Wir
euch sehr, in alIem zu fordem, wo ihr nur kônnt, und dass ihr

die Leute ehren und in allem gut behandeln lasset, und genau
so die sich neu Bekehrenden, welcher Nation sie auch angehõren,
und die einen wie die anderen sollen belehrt und in Glaubens­

sachen unterwiesen werden.»
Es lohnt sich, eine Information des Indienrates gleich zu

Anfang des 17. Jahrhunderts zu zitieren, wo dem Konig die

Bedeutung dieses Gerichtshofes im Rahmen der portugiesischen
Verwaltung vorgetragen wird. Darin heisst es: «Indien und

andere überseeische Gebiete, mit deren Regierung sich dieser
Rat befasst, sind weder unterschieden noch getrennt von diesem

Kõnigreich und gehõren ihm auch nicht durch Union an, sondem

sind Glieder desselben Kõnigreiches wie Algarve oder irgendeine
Provinz im Alentejo und zwischen Douro und Minho ( ... ), und
somit ist ebenso portugiesisch, wer in Goa oder Brasilien oder

Angola geboren wird und lebt, als wer in Lissabon geboren wird
und lebt.»

Mehrere von dort ausgegangene Instruktionen liessen sich
von dieser Auffassung leiten, und aus den selben tie fen Wurzeln

entsprang das Gesetz vom 2. April 1761 - als die Vereinigten
Staaten ihre Unabhângigkeit noch nicht erreicht hatten -, wonach

die aus Portugiesisch-Asien Stammenden für vollkommen gleich
vor dem Gesetz erklârt wurden mit gleicher Geltung für die

Inder, Christen oder nicht, wie für die Abkõmmlinge von Euro­
pãern und ebenso £iir die Mohammedaner.
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III.

So versteht man, dass die Goesen sich nirgends als Inder
betrachten oder bezeichnen, sondern aIs «Goa-Portugiesen».
Deshalb besuchen sie auch dort oder im Mutterland die Schulen,
üben freie Berufe aus, erfüllen õffentliche Funktionen, von der
Bürokratie bis zur Justizverwaltung. Sie haben Befehlsstellungen
und leitende Aemter inne, sind Richter, Minister und Gouverneure
in Uebersee und vertreten sich selbst im Parlament, alles in
vollkommener Gleichheit mit den übrigen Portugiesen und ohne
die geringste Spur von rassischer Unterscheidung, für die iibri­
gens in vielen Fallen gar kein Grund bestânde,

Dies ist die soziologische, juristische und politische Realitãt,
vor der sich die Indische Union in den Gebieten von Goa befindet,
und daraus erklãrt sich auch Art und Ablauf der dort vorgefal­
lenen Ereignisse.

Die Indische Union erwarb ihre Unabhãngigkeit am

15. August 1947 in dem Augenblick, aIs England die von ihm
bisher ausgeübten Machtbefugnisse auf die Regierungen der
beiden dort gebildeten Dominien übertrug. Der Weg zur Unab­
hângigkeit zeigt trotz der Dunkelheiten, die ihn in verschiedener
Hinsicht verhüllen, klar die folgenden beiden Ansprüche. Erstens
solIte Indien eine Verfassung haben, die ganz Briiisch-Indien
umfasste, das heisst die direkt von Gross-Britannien verwalteten
Provinzen und die zahlreichen von Fürsten regierten Staaten
Indiens, die als Untertanen Englands betrachtet wurden. Diese
Staaten sollten sich dem neuen Indien einverleiben durch freiwil-.
ligen Beitritt oder mit Gewalt, wie es in einigen Fallen dann
geschah.

Der zweite Anspruch zeigt sich in der Vorliebe der Kon­
gressführer, den neuen Staat als Dominium Indien zu bezeichnen
- statt dem von britischer Seite angeregten Namen Dominium
Hindustan.-, und zwar gewiss deshalb, damit dieser neue Staat
leichter als legaler Erbe der Vertragsverpflichtungen des unteil-
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baren Indiens und seiner Vertretung bei den Vereinigten Nationen
und anderen internationalen Kõrperschaften angesehen werde, in
die er kraft seiner Schaffung eintrat.

Bekanntlich scheiterte der Plan eines init der Vertretung
des ganzen Subkontinents politisch betrauten Indiens, und es

entstanden zwei neue Staaten, die Indische Union und Pakistan.

(Ceylon und Burma erhielten ihre Unabhãngigkeit von der

Britischen Hegierung gesondert und direkt im Ceylon Indepen­
dence Act von 1947 und im Burma Independence Act vom

gleichen Jahr.} Trotzdem bestimmte der Grundgedanke von der
Einheit Indiens im geographischen Begriff und seiner Vertretung
durch die Indische Union auch weitherhin das Handeln der

regierenden Manner der Indischen Union, ausserhalb der Ver­

tragstexte und über den Augenblick hinaus, wo er seine politische
und juristische Realitât verlor.

Von dieser verhüllten und aIs selbstverstândlich unterstellten

Auffassung her wandte sich die Regierung der Indischen Union
an Portugal (Memorandum vom 27. Februar 1950) und verlangte
die Erõffnung von Verhandlungen zum Zweck der Ueberführung
Goas in die Hoheit der Indischen Union. Die Portugiesische
Regierung lehnte es ab, über die Abtretung der Gebiete und
Võlkerschaften ihres Staates Indien zu verhandeln mit der verfas­

sungsrechtlichen Begründung, dass die Gebiete Goa, Damão und.
Diu integrierender Bestandteil der portugiesischen Nation seien
und der Staat auf keine wie immer geartete Weise einen Teil
des nationalen Territoriums oder der in ihm ausgeübten Hoheits­
rechte verãussern kõnne (Verfassung, Art. 22). Dies entsprach
genau dem Integrierungsprozess, der sich in 450 Jahren gemein­
sarnen Lebens entwickelt und vollendet hatte. Der Verfassungstext
stellt schli�sslich nur den Ausdruck der Unmõglichkeit für einen

Staat dar, sich selbst zu verstümmeln, als wenn er keine mora­

lische Einheit bildete.
Andererseits hâtte ein Sicheinlassen auf Verhandlungen,

abgesehen von der Grundlosigkeit des Ansinnens, bedeutet, dass
man die Vertretung Indiens durch die Indische Union als legitim
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angenommen hâtte, Diese Seite des Problems ist besonders
schwerwiegend, weil eine Uebertragung der politischen Vertre­

tung des geographischen Begriffs Indien an die Indische Union
die Grundlage des unabhângigen Daseins von Pakistan unter­

grâbt, wenn nicht gar von Ceylon und Burma, da ja aIle diese
Staaten aIs gesetzwidrige Einsprengsel im Gebiet der Union
betrachtet werden kõnnten. Die Gefahren einer solchen Auffas­
sung entgehen den betroffenen Staaten gewiss nicht, weil ja dann
ihre Unabhãngigkeit in den Augen der Indischen Union die

gleiche Fragwiirdigkeit und Ungesetzlichkeit hekâme, deren die
Union Portugal mit Bezug auf seinen Staat Indien bezichtigt.

Und so entstand der sogenannte Fall Goa.
Nach Erschõpfung der diplomatischen Mittel nahm die

Frage andere Aspekte an, und zwar immer mit dem Zweck, einen
âusseren Druck auszuüben, urn Portugal für Verhandlungen zur

Uebergabe Goas gefügig zu machen oder für Goa unertrâgliche
Lebensbedingungen zu schaffen, damit es sich selbstíibergâbe.

IV.

Der Fall Goa ist künstlich erfunden: wâhrend der englischen
Herrschaft bestand er selbstverstândlich nicht.: ja er trat auch
nicht in der ganzen langen Zeit seit 1885 in Erscheinung, aIs der
lndische Nationalkongress für die autonome Regierung aIs sein

Hauptstreben stimmte. Goa fiel nicht nur seiner Kleinheit wegen
auf dem Subkontinent nicht auf, sondem es erfreute sich auch
sehon grõsserer Vorrechte innerhalb der portugiesischen Nation,
als sie die Inder für sich von Grossbritannien verlangten. Es ware

unverstândlich, die Goesen mit einer politischen Aktion zusam­

menzubringen oder daran teilnehmen zu sehen, die in Bezug auf

Portugal einen Rückschritt und in Bezug auf England einen
Widersinn bedeutet hãtte. Den Fall Goa, eine Frage Goa konnte
es nicht geben; sie konnte nur in den Kõpfen einiger Leute
auftauchen, als der Fieberwahn einer ersehnten Unabhângigkeit,
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die umso teurer schien, als ihre Erreichung lange zweifelhaft

blieb, den falschen Gedanken gebar von der Einheit Indiens und

seiner môglichen Gebietsausweitung auf Kosten vorher heste­

hender Hoheitsrechte.
Es brauchte Zeit und bedurfte einer hartnâckigen Aufput­

schungskampagne, um den Anspruch aus dem kleinen Kreis, in

dem er ausgeheckt wurde, in weitere Schichten zu tragen, auf
welche die Presse leicht einwirken konnte. Die Goesen hielten

sich nach wie vor davon fern, und es ware eine Selbsttâuschung
zu denken, dass auch in der Indischen Union die Gebiete Por­

tugiesisch- Indiens ein bewusstes und tiefgehendes Volksbegehren
wãren. Das Yolk ebenso wie die Elite ausserhalb der politischen
Kreise sieht in der Frage keine interessanten Elemente. Trotz ihres

Bemühens, im Ausland ihre Ansprüche glaubhaft zu machen und
damit durchzudringen, gelang es der Indischen Union nicht, bei
den unabhangig Urteilenden eine Atmosphâre der Unterstützung,
Sympathie, ja auch nur des Verstândnisses zu schaffen, und zwar

weder für die Vertretung ihres Rechtes auf Goa noch dafür,
Portugal das Recht zu weigern.. mit Goa in Indien zu verbleiben.

Die amtliche Stellungnahme der Indischen Union zur Be­

hauptung ihres Rechtes auf Goa hat sich gewandelt je nach den

Umstânden, der Klarstellung der Probleme und den nacheinander
verfochtenen Thesen. Nicht zu Diskussionszwecken, sondern ledig­
lich der Ordnung halber, zâhle ich die am meisten ins Auge
fallenden Versionen auf:

- Goa ist eine innerpolitische Frage der Union, eine These,
die inzwischen aufgegeben scheint;

- Goa ist für die Indische Union eine aussenpolitische
Frage mit ernsten internationalen Weiterungen (Anspiel­
ung auf die Vertrãge des englisch-portugiesischen Bün­
nisses und auf den Nordatlantikpakt);

- Goa ist eine itinere Frage der Goesen, die in die Lage
versetzt werden müssen, ihr Geschick nach dem Grund­
satz von der Selbstbestimmung der Volker zu wâhlen :
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dabei würden sie entweder unabhângig werden oder sich
der lndischen Union anschliessen als einzig môgliche
Alternativen, weil die Union eine Fortsetzung der Bin­

dung Goas an Portugal laut amtlicher Erklârung nicht
dulden würde, auch wenn sie diese wollten und dafür
stimmten. lm Uebrigen laufen die Antworten eins und
zwei klar auf das selbe Ziel hinaus, da ein von Portugal
losgelõstes Goa weder Mõglichkeiten für ein unabhan­

giges Dasein noch Widerstandskrâfte hâtte, die ihm ge­
statten würden, sich der Absorbierung durch die lndische
Union zu entziehen. Ausserdem mõchte ich hinzufügen,
dass diese These nur im abstrakten Raum und ausserhalb
des Bereichs der realen Mõglichkeiten vorgebracht wird ;

denn was Volksabstirnmungen betrifft, hat die lndische
Union bekanntlich die vertraglich mit Frankreich ausge­
machte gekündigt, und es war ihr nicht mõglich, diejenige
durchzuführen, zu der sie sich Pakistan gegenüber ver­

pflichtet hatte.

Allein das Problem ist auch noch in der anderen Beleuchtung
gestellt worden, dass Portugal kein Recht habe, in Goa zu sein.

Diese These stammt aus dem Vorwurf des Kolonialismus,
der im Fall Goa - als Ueberbleibsel eines Kolonialreiches­

gegeben sei. Bekanntlich sind viele Lander in diesem Punkte
sehr empfindlich, und besonders in Asien, wo in den letzten zehn

Jahren grosse unabhângige Staaten sich aus der kolonialen Basis

erhoben, ist der Antikolonialismus noch ein lebendiges Gefühl,
das den Võlkern einigen Zusammenhalt gibt, so lange sich in

ihnen positive Faktoren von Einigkeit und Solidaritât noch nicht

entwickeln. 50 verstândlich der Geisteszustand dieser Lander ist,
lãsst sich doch nicht darauf verzichten, in jedem Fall die Berech­

tigung der Vorwürfe nachzuprüfen.
Der Kolonialismus ist ein sachlich nachprüfbares wirtschaft­

liches .und politisches Regime. Er spielt sich in greifbarer Wirk­
lichkeit ab und Iâsst sich sozusagen auf Zahlen, konkrete
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Tatsachen und Gesetzesstatuten zurückführen. Gewohnlich ver­

steht man darunter eine von ausserhalb des unt e r w o rf e n e n

Gebietes ausgeübte Hoheitsgewalt, eine wirtschaftliche Ausbeu­
tung zum mehr oder weniger grossen Nutzen des Kolonisators,
einen politischen oder militarischen Vorteil, eine Unterscheidung
zwischen Bürgern und Untertanen mit entsprechender Abstufung
der Rechte, vor alIem aber das Nichtvorhandensein politischer
Rechte der Kolonialvôlker und ihre Unrnôglichkeit, in die hei­
mischen Ceschâfte einzugreifen. Allein es gibt keine Vorteile
ohne entsprechende Ausgaben und Opfer. Ein seiner Sendung
bewusstes kolonisierendes Land sichert bestimmt den Frieden, ist
für die Ordnung verantwortlich, organisiert das Leben, Iôrdert
die Wirtschaft, investiert Kapitalien, erzieht die Bevõlkerung und
hebt, wie man feststellen konnte, ihren Lebensstandard, ja macht
sie der Unabhângigkeit und Freiheit würdig. Die Frage ist
erlaubt, ob dasselbe Ziel auf anderen Wegen rascher erreicht
würde.

Die oben erwâhnten Elemente gestatten die Beantwortung
der Frage, ob Goa ein Fall von Kolonialismus ist oder nicht.

Finanziell war Goa immer eine Belastung für das Budget
des Mutterlandes und wurde fast seit Anfang von vielen aIs ein
Ruin für Portugal angesehen. Anscheinend solIte sich im Lauf
der Jahrhunderte bestiitigen, was D. João de Castro in einem
Brief von 1540 schrieb, dass nãmlich das Einkommen Indiens
und «was an Subsidien aus Portugal kommt», für Festungen und
Kastelle verbraucht wurde. Auch heutigentags hat sich die Lage
nicht geândert, dass Goa seine eigenen: Einkünfte und grosse
Subsidien des Mutterlandes verbraucht (nicht gerechnet die aus­

serordentlichen Ausgaben, die in letzter Zeit für seine Verteidi­
gung gegenüber der Indischen Union notwendig wurden).

Wirtschaftlich wird Goa weder persõnlich noch kapital­
mãssig vom Mutterland ausgebeutet, und. es bestehen auch keine
Sondervorrechte in dieser Hinsicht. Was den Handel angeht, war

wegen der grossen Entfernung der Anteil des Mutterlandes an
Einfuhr und Ausfuhr des Staates Indien recht bescheiden.
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Rechtlich gibt es keine Unterscheidung zwischen den Goa­

Portugiesen und den Portugiesen auf dem europâischen Konti­

nent, den vorgelagerten Inseln und im sonstigen Uebersee. Die

Goesen geniessen aIle Rechte, haben Zugang zu allen Stellungen,
üben jegliche Funktionen aus und gehen im ganzen portugiesi­
schen Gebiet ihren Angelegenheiten nacho

Politisch ist Goa nicht nur kraft der Verfassung integrie­
render Bestandteil der portugiesischen Nation und bildet eine

portugiesische Provinz mit verwaltungsmâssiger und finanzieller

Autonomie, sondem die Goesen beteiligen sich an der Bildung
der zentralen Hoheitsorgane und nehmen daran teil unter gleichen
Bedingungen mit allen übrigen Portugiesen.

So liegt der Fall, und er ist tatsãchlich seltsam. J a er ist

sogar schwer zu verstehen bei der üblichen Art kolonialer

Ausdehnung in der Welt und gegenüber den utilitâren und

materialistischen Begriffen, die weithin das politische Handeln

beherrschen.

Die Volker haben jeweils ihren eigenen Charakter und

reagieren nicht aIle auf gleiche Weise. Der Portugiese zeigte von

jeher die Neigung zur Schaffung eines moralisch einigen Vater­

landes mit in die Nation hineingewachsenen Gebieten und

Bevõlkerungen ; für diesen Wunsch sah er kein Hindernis im

Unterschied der Rassen und Religionen oder im weiten Ausein­

anderliegen der Lander. Sei dies nun eine geistige Haltung,
Herzensneigung oder Sinn für menschliche Brüderlichkeit, so

haben jedenfalls die angeschlossenen Volker im Lauf der Ge­

schichte ihre lebendige Solidaritât mit Portugal bezeigt wie die

Zweige eines Baumes mit seinem Stamm und seinen Wurzeln.

In der Zeit, als Portugal unter spanischer Herrschaft stand

(1580-1640) wurde der Widerstand im Orient gegen Hollander

und Englander vom Staat Indien fast allein getragen mit seinen

Mitteln und Leuten, nicht mit den kãrglichen Beihilfen von

zuhause. Der Kampf in Brasilien gegen die Hollander, zu

schweigen von der Wiedergewinnung von S. Tomé und Angola,
war mehr die Tat der brasilianischen Siedler aIs der aus dem
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Mutterland kommenden Krãfte. So zeigte und befestigte sich der
Gemeinschaftsgeist. Aus solchen Tatsachen erwachsen Prohleme
in dem Sinn, dass sie Verpflichtungen schaffen .. Die Portugie­
sische Regierung hat wiederholt beteuert,· dass das Problem Goa
vor alIem ein moralischer Fall isto .

V.

Aus dem vorauf Gesagten dürfte die moralische und recht­
liche Unmõglichkeit für die Portugiesische Regierung von selbst
hervorgehen, über die Auslieferung Goas zu verhandeln, und also
ihre PHicht und Bereitschaft, es in den Grenzen ihrer Macht zu

verteidigen. Ausserdem ist erwiesen, dass die Goesen nicht aus

der portugiesischen Souverânitat befreit werden wollen, in erster
Linie aus vaterlândischem Empfinden und daneben aus wohl
abgewogenen Gründen ihres Interesses. Und diese Einstellung
beiderseits haben die Indische Union in eine Anzahl von Schwie­
rigkeiten versetzt.

Die Aussenpolitik der Union lãsst sich leiten von einem
erklârten P a zif i sm us, von ideologischen Beweggründen und
von den Gegebenheiten ihrer inneren Zustânde. In dem aIs Tibet­
vertrag bekannten Staatsvertrag mit China wurden von beiden
Landem die Grundprinzipien festgelegt, die nach Ansicht beider
Mâchte im internationalen Leben herrschen und den Frieden
zwischen den Nationen gewãhrleisten sollen: Gegenseitige
Achtung der territorialen Integritât und der Souverãnitat, Nicht­
Angriff, Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des
anderen Teils, Gleichheit und gegenseitige Vorteile, friedliches
Zusammenleben. Diese Normen sind nur eine Abwandlung der
Leitsatze der Charter der Vereinten Nationen, denen die Indische
Union angehõrt, aber diese zieht ihre eigenen Crundsãtze anderen
Formulierungen vor und hat verschiedentlich versucht, sie bei
den ihr am nãchsten stehenden Landem durchzusetzen.
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Da nun aber Portugal nicht bereit ist, mit feindseligen
Akten Angriffshandlungen der Indischen Union zu rechtfertigen,
würde eine militãrische Aktion oder einfach eine «Polizeiaktion»

vonseiten der Union gegen Goa die Verneinung der moralischen

Grundlagen ihrer Stellung und die Diskreditierung ihrer Politik

bedeuten. Deshalb hat sich die Regierung der Union verzweifelt

bemüht, die Übergabe Goas mit anderen Mitteln zu erreichen,
aber im Rahmen ihrer Friedenspolitik ohne Ergebnis. Denn selbst

bei sehr weitherziger Auslegung des Pazifismus ergeben ihre

Handlungen oder die ihrer Agenten oder der von diesen einge­
setzten Bevôlkerungsteile stets die Verneinung eines oder des

anderen Grundsatzes aus dem Tibetvertrag oder der Charter der

Vereinten Nationen.

Es lohnt sich nicht, hier diese von der Union als friedlich

hingestellten Handlungen aufzuzâhlen, die allgemein für Angriffs­
handlungen gegen Goa und die Goesen galten. Lissabon hat die

Liste der vor alIem in den letzten zwei Jahren begangenen Hand­

lungen verõffentlichen lassen, die portugiesische Rechte und

Hoheitsrechte am schwersten verletzt haben; sie dürfen als all­

gemein bekannt vorausgesetzt werden. Im Uebrigen ist ausser

den wiederholten Einfâllen der Satihagrahis, die für Indien

typisch und eine Uebertragung dort landesüblicher Reaktionen

gegen die Behõrde auf Goa sind, nichts besonders Neues zu ver­

zeichnen gewesen, weder in der Ausdrucksweise noch in den

Handlungen und zur Anwendung gebrachten Methoden. Die lange
Geschichte schlechter Nachbarschaften und der von Starken ange­
zettelten Machenschaften gegen Schwache, deren Gebiet sie haben

wollen, bieten mehr als genug Material für diesen Vorgang, wo

sich kaum noch Neues erfinden lâsst,

Auf all diese Handlungen hat die Portugiesische Regierung
nicht mit dem geringsten Vergeltungsakt geantwortet, selbst da

wo eine solche Vergeltung für die Indische Union besonders

schmerzhaft ware; sie beschrãnkt sich darauf, in ihrem eigenen
Gebiet die Verteidigung zu organisieren und die Wirkungen der

schlimmsten von der Indischen Union gegen Person, Eigentum
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und Interessen der Goesen getroffenen Massnahmen zu bekâm­
pfen. Zur Zeit geht die Hoffnung der Indischen Union dahin, (

dass die getroffenen Massnahmen Goa .schliesslich erschõpíen
und zur Uebergabe zwingen werden; Portugal nimmt die Stel­
lung ein, die notwendigen Opfer ohne Ueberschreitung seiner
normalen Mõglichkeiten zu bringen, damit die Lage auf unab­
sehbare Zeit gehalten werden kann.

VI.

Bis hierhin haben wir uns mit dem Fall Goa als einem Kon­
flikt befasst, in dem die Indische Union und Portugal sich wegen
eines beschrankten Gebietes gegenüberstehen. Die mit aller Sach­
lichkeit betrachteten Seiten des Falles sind jedoch nur der Vor­
dergrund, auf dem sich diese wie viele andere Fragen Asiens
abspielen. Hinter dem Anspruch der Indischen Union erhebt sich
der Prospekt der ganzen asiatischen Frage Europa gegenüber und
in Kürze ihr Uebergreifen auf den afrikanischen Kontinent.

Europa beherrschte in den letzten Jahrhunderten Asien wirt­
schaftlich und zum Teil politisch. Dass es dies zu seinem aus­

schliesslichen Vorteil getan habe, Iãsst sich vernünftiger Weise
nicht behaupten; doch sei dem, wie ihm wolle, entstand eine im
Grunde nationalistische Reaktion, die über den gesamten, aIs ein
solidarisches Ganzes betrachteten asiatischen Kontinent hin
wirksam wurde, sich entfaltete und in unseren Tagen einer histori­
schen Periode das Ende setzt, wo die Führung der Angelegenheiten
Asiens bei Europa lag. Der Vorgang geht weiter; Japan verlor
die Führerrolle der Bewegung, aber diese schreitet fort, Das
angestrebte Ziel ist die Unabhângigkeit der Volker und ihre
Konstituierung in Staaten, die frei sind vom europâischen Ein­
griff; das Grundempfinden wendet sich gegen das erloschene
Kolonialregime und darüber hinaus gegen sein Sinnbild, den
Weissen Mann. Solche Reaktionen pflegen nicht im rechten Mass
zu bleiben; sie werden aus den Grenzen treten, deren Ueber-
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schreiten überlegten Menschen als unvorsichtig gilt. Daraus ent­

stehen schwere Komplikationen.
Die erste ist folgende: Der Orient zâhlt in seinem Sch�ss

nicht nur Gemeinschaften oder Staaten von ausschliesslich asia­

tischer Bildung. Zu ihm gehõren auch, wenngleich von europâi­
scher Wurzel oder Bildung, die Gemeinschaften, die Australien,
Neuseeland und die Philippinen bilden, um nur die hauptsâch­
lichsten zu erwãhnen ; denn auch Goa fiele darunter. Die anti­
westliche Reaktion, der Hass auf Europa und den Westen im

Allgemeinen, so unbegründet er auch sei, fârbt also ab in Miss­
trauen gegen einige dieser Volker. Jedenfalls lâsst sich eine

vollstãndige Solidaritãt, die nur in diesem negativen Empfinden
beruht, nicht erreichen.

Die Staaten am Beginn eines unabhângigen Daseins kõnnen
nlcht gleich den Zusammenhalt oder die innere Einheit alter
Nationen aufweisen. Ihre heterogene Zusammensetzung und das

Zivilisationsgefâlle der verschiedenen Vôlkerschaften sind daher
ein Grund von Anfãlligkeit und der Quell innerer Schwierig­
keiten. Die gewaltigen Flachenausmasse, die vielen Zehnten oder
Hunderten von Millionen, nach denen die verschiedenen Volker

zãhlen, sind gewiss eine Grundlage für Crossmãchte, aber die
Starke vermag dem Ausmass von Lândern und Einwohnern noch
nicht zu entsprechen. Dieser Zustand schafft Hemmungen und

Angste, die wirklich sind, obwohl unbegründet im Hinblick auf
ein mõgliches Wiederkommen des Westens, weil die Geschichte
weder verschwindet noch wiederkehrt, aber in den Beziehungen
zwischen den Volkern wirkt die Furcht manchmal wie Hass.
In diesem Begriff erscheint für Asien die Schwachung des
Westens auf jede Weise als ein Zuwachs an eigener Starke.

Die koloniale Vergangenheit dieser Lander war nicht
ausreichend für die rationelle Organisierung und methodische

Ausbeutung aller ihrer gewaltigen potentiellen Reichtümer. Reich­
liche Kapitalien und eine intensive Technik sind ihnen unentbehr­
lich, und um die zur inneren Schaffung der einen wie der
anderen nõtige Zeit zu sparen (umso mehr, aIs die demogra-
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phische Entwicklung die Regierenden erschrecken muss), mU,sste
man auf die Nationen zurückgreifen, die heute noch kapitalistiscli (

und industriell überlegen sind. Allein dieselbstverstãndlich not­

wendigen Garantien lassen die neuen Lander fürchten, dass
mittels enger wirtschaftlicher Zusammenarbeit die Tore zur poli­
tischen Beherrschung wieder aufgetan werden.

Auf einem solchen Boden gedeihen die Schlagworte einer

ungesunden Propaganda wie Bazillen. Russland, das vom übrigen
Asien gefürchtet wird (vielleicht, weil dieses den von ihm in den
weiten Gebieten Zentralasiens geübten Kolonialismus vor Augen
hat), bietet seine Hilfe an zur Befreiung anderer Volker und
führt im Kampf gegen den kapitalistischen Imperialismus als

aufgenõtigter Genosse derjenigen, die den Kapitalismus zum

Leben brauchten.
Diese Symptome môgen verschwinden und werden auch

sicher mit der Zeit verschwinden, sodass man zu einer normalen
internationalen Zusammenarbeit gelangt, wenn kein Faktor rück­
schrittlicher Art dazwischen kommt. Asien war stets die Welt
der hermetisch abgeschlossenen Zivilisationen� Den asiatischen
Kontinent im Grossen der Berührung mit dem Westen zu erõff­

nen, gilt vor allem als Vergewaltigung des Willens seiner Volker;
diese werden zu der Auffassung geführt, dass die Vorteile die
Nachteile nicht aufgewogen haben. Gewiss fand eine kulturelle

Durchdringung statt, in manchen Fallen ausgedehnter und tiefer
als in anderen, aber bestimmte Crundsâtze der sozialen Cestalt
und Kultur jener Volker haben sich so gut wie intakt erhalten.

Das Problem ist nun folgendes: Wie werden sie, auf sich
allein gestellt, auf die Probleme des Lebens reagieren? U�d wie
werden sie ihr eigenes Dasein schliesslich organisieren?

Die leitenden Schichten sind europâisch gebildet, denken
europãisch und haben europâische Einrichtungen in allen diesen
Staaten eingeführt, die nun auch in weltumfassenden Organisa­
tionen sitzen und mitarbeiten. Andererseits schreitet die Welt
vorwárts im Sinne der Einfõrmigkeit in grossen Abschnitten,
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mindestens soweit sich diese ihr erõffnen ; aber die grosse
Schwierigkeit dort liegt in der môglichen Wiederkehr von Ure­

lementen, unter Durchbrechung der dünnen Schicht, als die sich
die dem Westen angeglichenen Einrichtungen trotz alIem darstel­
len. Die Frage stehe hier ohne Antwort.

Nachdem die europâischen Stellungen in Asien so gut wie

vollstândig liquidiert sind, machen sich nun die neuen Staaten

daran, eine Aufstandsbewegung in ganz Afrika ohne Unterschied
anzufachen, als ob die Bedingungen in den verschiedenen afri­
kanischen Gegenden untereinander gleich und denen der asia­
tischen Volker âhnlich waren, die zur Unabhãngigkeit gelangt
sind. Seit Bandung steht die lndische Union sichtbar an der

Spitze der Bewegung.
Abgesehen von den vier oder fünf in Afrika gelegenen unah­

hãngigen Staaten und von dem mittelmeerischen Streifen dieses

Kontinents, der a ugenblitklich seine Entwicklung zu einem

Regime autonomer Regierungen oder assoziierter unabhângiger
Staaten beschleunigen will, kann man sagen, dass das übrige
Afrika jetzt und für einen unabséhbaren Zeitraum weiter untel'

der Herrschaft und Leitung eines zivilisierten Staates leben muss.

Unbeschadet der in jüngster Zeit von Gross-Britannien in übrigens
beschrânkten Teilen gestarteten politischen Experimente, sind die

grõssten Flecken Afrikas europaische Abhãngigkeitsgebiete ohne

Vorbedingungen zur Bildung unabhãngiger Nationen auf demo­
kratischer Grundlage, wie man heute sagt. Die ôffentl iche Ver­

waltung und die Leitung der Arbeit liegen, wie es nicht anders
sein konnte, in den Hânden kleiner europâischer Minderheiten.
Diese Aufgaben kônnen wede'r aufgegeben noch global und ohne

Unterscheidung den autochtonen Elementen übergeben werden.
Zwar kann man sich dort Ueberführunggen von Hoheitsfunktionen
vorstellen, aber nicht deren Preisgabe. Hier liegt der Kern des
Problems.

Der asiatische Antikolonialismus beansprucht VOl' alIem und

unverzüglich, die Sympathie und Solidaritât der mohammedan i­

schen Volker an sich zu ziehen, die auf ganz bestimmte Lõsungen
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in konkreten Fallen aus sind; allein dieser Antikolonialismus,
wenn er sich in Begriffen breiterer Anwendung âussert, kann l

dem oben ausgeführten Zustand nicht ausweichen und keine
Zweifel an der Unmõglichkeit haben, die Gemeinschaften det

farbigen Afrikaner in viele oder wenige unabhângige Staaten zu

konstituieren. Vor alIem die Indische Union kermt die Lage recht

gut, obwohl sie sich in zweideutiger Weise angeblich interessiert

zeigt an einer ii b e.r s t iir z ten Entwicklung in der erwâhnten

Richtung.
Die ganze Ostküste Afrikas, einschliesslich Madagaskar, und

Südafrika bilden Gebiete einer bedeutenden indischen Einwande­
rung und Festsetzung. Ein Land, das wie die Indische Union mit

einer sehr dichten Bevõlkerung zu schaffen hat, müsste an diesem
friedlichen Abfliessen von eigenen Volkselementen Interesse
haben, die eigene Einnahmequellen bilden und Trager des õrtlichen
Fortschritts sein kõnnen. Dazu ware es allerdings wesentlich, dass
sie nicht danach trachtete, aus der Niederlassung dieser demo­

graphischen Elemente Situationen entstehen zu lassen im Zusam­
menstoss mit den Rechten oder Interessen der Hoheitsmacht, und
dass man nicht vor hâtte, sich an die Stelle des Europâers zu

setzen, sondern vertrauensvoll mit ihm zusammenzuarbeiten. Das

heisst, die Auswanderung aus der Indischen Union dürfte keinen

politischen Zwecken dienstbar gemacht werden, wie dies offen­
sichtlich der Fall isto Schon droht sie hier oder dort, eine Krise
hervorzurufen, die dem ganzen Vorgang stark abtrâglich sein

wird; und die ganze Aufhetzung zur Vertreibung des Weissen
wirft ein zweifelhaftes Licht auf die dem Inder zugeschriebenen
Absichten. Wenn also Russland Asien bei der Vertreibung der
Europãer aus Afrika unterstützt, weiss es, dass es Europa
unheilbar schwâcht und wahrscheinlich im gleichen Zuge die
expansionistischen Ambitionen der Indischen Union zunichte
macht.

Mag sein, dass nicht alle diejenigen, die ihren Antikolo­
nialismus hinausschreien, ein Bewusstsein davon haben, was das
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in Afrika heisst, wenn es einmal angewandt wird. Europa und
der Westen im Allgemeinen kõnnten sich allerdings eine solche

Unkenntnis nie verzeihen.
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VII.

Doch zurück zu Goa! Wenn dieser Fall Goa aufhõren soll,
zumindest als akute Krise und Konfliktsursache zwischen Por­

tugal und der Indischen Union, dann lassen sich anscheinend nur

drei Auswege voraussehen - ein gewaltsamer und zwei wesent­

lich friedliche.
Die gewaltsame Entscheidung ware die von der Indischen

Union durchgeführte Einverleibung durch Gewalt oder in anderen

Worten die Kriegführung der Indischen Union gegen Portugal
in Goa. Kein Zweifel, dass sie über genügende Mittel verfügt,
um sich der Gebiete zu bemâchtigen gegen den Widerstand, den

die portugiesischen Krãfte dort leisten kõnnten. Vor dem klaren

Augenschein dieses Ausganges und bei dem geringen territorialen

und wirtschaftlichen Wert der Provinz im portugiesischen Gesamt

fragen sich viele, weshalb Portugal Widerstand leisten würde. Der

Grund ist, dass es die moralische Verpflichtung dazu hat. Wer sein

Recht nicht verteidigt, hat es sehon aufgegeben zugunsten dessen,
der es ihm nehmen will, und gibt damit im Innern zu, dass er

an seiner gerechten Sache zweifelt.
Eine friedliche Lõsung ware, wenn die Indische Union Goa

als Luit behandelt. Es ware eine widernatíirliche Lõsung, weil

die Gebiete benachbart, die Bevõlkerungen verwandt, die Ge­
schãfte und Interessen gegenseitig sind oder sich überkreuzen;
dennoch ware es eine mõgliche Lõsung, wenngleich unter Verlet­

zung der Charter der Vereinten Nationen, da keine gute Nach­

barschaft bestehen kann, wenn man damit beginnt, das Dasein

des Nachbarn zu ignorieren. Davon abgesehen ware es jedoch
für die Indische Union kein Problem, dass die Gebiete von Goa
aus ihren Sorgen verschwãnden, wie wenn sie aus dem Dasein

schieden im Verfolg einer grossen Naturkatastrophe. Handel,



Schiffahrt, Transit, Auswanderung und Transfer würden ver­

schwinden, aber die aus einer solchen Ausschaltung bis zur poli­
tischen Nichtexistenz eines kleinen Nachbarn sich ergebende Lage
ist vorsteIlbar und mõglich. Dann kõnnte es natürlich keine
Ueberfãlle mehr geben, kein Eindringen, keinen organisierten
Terror, keine Presseangriffe, Protestmarsche und keine aggres­
siven Versammlungen. Goa würde ganz einfach nicht mehr exis­
tieren: einige Folgen wie diejenigen, die sich aus dem Vorhan­
densein von Zehntausenden goesischer Auswanderer in der
Indischen Union ergeben wiirden, müssten eben hingenommen
werden.

Die dritte und einzig wahre Lôsung des Problems, soweit
es zwischen zwei verantwortlichen Staaten gelõst werden kann,
ist eine offene Verhandlung über aIle jene Punkte, wo Nach­
barschaft und Berührung Risiken darsteIlen oder Reibungen und
Schwierigkeiten schaffen kõnnen. Die Portugiesische Regierung
hat einige solche Punkte aufgeführt; der Regierung der Union
mag an anderen gelegen sein. Und ohne andere Gedanken auf
beiden Seiten aIs «Leben und Lebenlassen» müsste es mõglich
sein, Formulierungen zu finden für ein friedliches, ja freund­
schaftliches Zusammenleben, Punkte konvergierender Interessen
und eine Lõsung für bestehende oder môgliche Divergenzen.
Ich glaube, dass die Indische Union nur auf diesem Wege wahr­
haft gross werden, sich festigen und der von ihr angepriesenen
Friedenspolitik Glauben verschaffen kann.
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